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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

21 . 09.94 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Kiaus-Dieter Feige 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/8397 — 


Erteilung und Verlängerung der allgemeinen Arbeitserlaubnis für ausländische 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Ländern 


Die Bundesanstalt für Arbeit hat auf Weisung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung am 5. März 1993 eine Dienstanweisung an 
alle Arbeitsämter herausgegeben, durch die die Erteilung bzw. Verlän- 
gerung der allgemeinen Arbeitserlaubnis für ausländische Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Ländern aufs Äußerste er- 
schwert werden soll. Nach unseren Informationen sind etwa 300000 
Menschen und deren Familien davon betroffen, so daß sie Gefahr 
laufen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren und, falls sie Sozialhilfe bean- 
spruchen müssen, nach dem neuen Ausländergesetz abgeschoben zu 
werden. 

1. Inwieweit verstößt die Anordnung vom 5. März 1993 gegen den § 75 
Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes? 


Der Erlaß der Bundesanstalt für Arbeit vom 5. März 1993 kann 
nicht gegen das Benachteiligungsverbot des § 75 Abs. 1 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes verstoßen. Denn diese Norm richtet 
sich ausschließlich an die Betriebspartner, also Arbeitgeber und 
Betriebsrat. Im übrigen werden mit dem Erlaß lediglich die Vor- 
aussetzungen für die Genehmigung der Beschäftigung ausländi- 
scher Arbeitnehmer nach § 19 Abs. 1 Satz 2 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes (AEG) konkretisiert. 


2. Inwieweit verstößt die Anordnung vom 5. März 1993 auch gegen das 
Kündigungsschutzgesetz? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 19. September 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Der Erlaß verstößt auch nicht gegen das Kündigungsschutzgesetz. 
Die Versagung einer Arbeitserlaubnis für die Fortsetzung einer 
Beschäftigung beim gleichen Arbeitgeber führt nicht zur Nichtig- 
keit des Arbeitsvertrages. Sofern das Arbeitsverhältnis nicht auf- 
grund der vertraglichen Gestaltung gleichzeitig mit dem Ablauf 
der Geltungsdauer der Arbeitserlaubnis endet, ist hierzu eine 
Kündigung durch den Arbeitgeber erforderlich, auf die bei länge- 
ren als sechsmonatigen Beschäftigungen die Vorschriften des 
Kündigungsschutzgesetzes Anwendung finden. Das Fehlen der 
für eine Weiterbeschäftigung erforderlichen Arbeitserlaubnis 
stellt einen Kündigungsgrund in der Person des Arbeitnehmers 
gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes dar. 


3. Wie viele Arbeitsplätze sind durch diese Anordnung zunichte 
gemacht worden? 


Ziel des Erlasses ist es, den gesetzlichen Vermittlungs- und 
Beschäftigungsvorrang deutscher und ihnen gleichgestellter aus- 
ländischer Arbeitsuchender (§ 19 Abs. 1 Satz 2 AFG) mit der 
gebotenen Sorgfalt sicherzustellen. Der Erlaß befaßt sich also mit 
der Besetzung vorhandener Arbeitsplätze. 


4. Wie hoch sind die Kosten, die allein durch die bundesweiten 
Anschreiben an alle Verwaltungen und alle Arbeitgeber in der 
Bundesrepublik Deutschland {Druck, Versand, Papier, Verwaltungs- 
aufwand, Porto) entstanden sind? 


Die Arbeitsämter wurden lediglich aufgefordert, im Rahmen ihrer 
üblichen Öffentlichkeitsarbeit über den Inhalt des Erlasses zu 
unterrichten. Eine bundesweite Aktion in dem skizzierten Sinne 
hat es nicht gegeben. 


5. Wie viele Anträge auf Erteilung von Arbeitserlaubnis wurden von in- 
und ausländischen Unternehmen gestellt und nach Inkrafttreten der 
Anordnung vom 5 . März 1993 zurückgezogen? 


1992 wurden 1004 887 und 1993 887104 allgemeine Arbeits- 
erlaubnisse beantragt. Zahlen über zurückgenommene Anträge 
liegen nicht vor, da diese Vorgänge von der Bundesanstalt für 
Arbeit statistisch nicht erfaßt werden. 


6. Wie viele Arbeitnehmer haben während der sechswöchigen Prüffrist 
ihren Arbeitsplatz verloren, und wer übernimmt die Kosten für den 
Lohnausfall der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer? 


Nach dem Erlaß sind die Arbeitsämter gehalten, darauf hinzuwir- 
ken, daß Anträge auf die Arbeitserlaubnis für die Fortsetzung der 
Beschäftigung so frühzeitig - in der Regel sechs Wochen vor Ab- 
lauf der Geltungsdauer der Arbeitserlaubnis - gestellt werden, 
daß die Arbeitsmarktprüfung rechtzeitig abgeschlossen werden 
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kann. Damit kann auch ein Lohnausfall vermieden werden. Es 
liegen keine Zahlen darüber vor, in wie vielen Fällen Arbeitgeber 
ausländischen Arbeitnehmern während der Prüffrist gekündigt 
haben. 


7. Inwieweit besteht ein Widerspruch zwischen der Anordnung vom 
5. März 1993 und dem Assoziierungsabkommen zwischen den EG- 
Staaten und der Türkei, und inwieweit besteht ein Widerspruch 
zwischen der Anordnung und dem sogenannten „KUS-Urteü" des 
Europäischen Gerichtshofes vom 16. Dezember 1992? 


Ein Widerspruch des Erlasses vom 5. März 1993 zu den Assozia- 
tionsregelungen EWG/Türkei und dem Urteil des EuGH vom 
16. Dezember 1992 - C 237/91 - wird nicht gesehen. Der Erlaß 
läßt die günstigeren Regelungen des internationalen Rechts auf 
Arbeitserlaubniserteilung unabhängig von der Arbeitsmarktlage 
unberührt. Hierzu gehören auch die Ansprüche nach den Arti- 
keln 6 und 7 des Assoziationsratsbeschlusses Nr. 1/80 EWG/ 
Türkei. 
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